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1
Aktuelle Entwicklungen 
der Alterserwerbsbeteili-
gung – Erwartbare Folgen 
der Altersgrenzenanhe-
bung

Die derzeitige Bundesregierung hält am 
Beschluss der Vorgängerregierung fest, 
beginnend mit dem Jahr 2012 die Alters-
grenze für die Regelaltersrente schrittweise 
von 65 auf 67 Jahre anzuheben. Die Ge-
werkschaften kritisieren dieses Vorhaben 
nachdrücklich und sehen ihre Gegenar-
gumente und Bedenken durch den aktu-
ellen Bericht des zuständigen Bundesmi-
nisteriums (vgl. BMAS 2010)1 keineswegs 
ausgeräumt. Es bleibt umstritten, ob und 
von welchen Gruppen die Lebensjahre, um 
die der Renteneintritt aufgeschoben wird, 
mit Erwerbstätigkeit ausgefüllt werden 
können. Nur dann kann der Aufbau der 
Alterssicherung für die Nacherwerbspha-
se auf einem akzeptablen Niveau erfolgen 
und die Relation zwischen Beitragszahlern 
und Rentenempfängern verbessert werden. 

Die Einschätzungen zur künftigen 
Erwerbstätigkeit von Personen im renten-
nahen Alter gehen weit auseinander. Dies 
betrifft sowohl die individuelle Beschäfti-
gungsfähigkeit als auch die strukturellen 
Beschäftigungsmöglichkeiten, also die 
Arbeitsnachfrage. Für die individuelle 
Beschäftigungsfähigkeit wird einerseits 

auf die gestiegene Lebenserwartung ver-
wiesen, deren Anstieg sich zwar erwartbar 
fortsetzt, allerdings auch sozialstrukturell 
ungleich verteilt ist. Da zumindest in dem 
relevanten Alter um das 65. Lebensjahr 
herum die steigende Lebenserwartung 
für viele zu einem Gewinn an „gesunden 
Jahren“ führt, erscheint eine Verlängerung 
des Erwerbslebens zunächst realistisch 
(Börsch-Supan 2010). Dieser Sichtweise 
aber stehen Untersuchungen zu Arbeits-
belastungen gegenüber, die belegen, dass 
sich Arbeitsbelastungen im Urteil der Be-
schäftigten bislang kaum verringert haben. 
Folgerichtig erwartet eine große Mehrheit 
heute nicht, bis in ein Alter von 65 oder 
gar 67 Jahren zumindest in der aktuellen 
Tätigkeit beschäftigungsfähig zu bleiben 
(Ebert et al. 2006; Kistler et al. 2009). Eben-
so gegensätzlich sind die Einschätzungen 
zur Arbeitsnachfrage. Auf der einen Seite 
wird mit Hilfe von Arbeitsmarktprojekti-
onen ein zusätzlicher Bedarf von 1,2 bis 
3 Mio. Arbeitsplätzen ermittelt, der sich 
aus der längeren Erwerbstätigkeit ergibt 
(Fuchs 2006). Dies würde die schon heu-
te bestehenden Beschäftigungsprobleme 
auch der Älteren verschärfen (Guggemos 
et al. 2007). Auf der anderen Seite wird ge-
rade in regionaler Betrachtung der „Fach-
kräftemangel“ diskutiert (Böckler 2010; 
Fuchs / Zika 2010; Lutz 2010), der durch 
längere Erwerbsphasen zumindest vorü-
bergehend abgemildert werden könnte.

Künftige Entwicklungen sind naturge-
mäß schwer zu erfassen. Mit Blick auf die 

„Rente mit 67“ gibt es aber einen zentralen 
Anhaltspunkt, um die Auswirkungen für 
die Erwerbstätigkeit im Alter abzuschät-
zen: die zurückliegenden Rentenreformen. 
Denn schon in den vergangenen Jahren – 
seit 1997 – wurden Altersgrenzen in der 
Gesetzlichen Rentenversicherung ange-
hoben. Ein vorzeitiger Zugang ist derzeit 
zwar immer noch möglich, wird aber mit 
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1 Die aktuelle Berichterstattung erfolgte aufgrund 
der „Revisionsklausel“ des BMA zur sozialpoliti-
schen Vertretbarkeit der Altersgrenzenanhebung: 
„Die Bundesregierung hat den gesetzgebenden 
Körperschaften vom Jahre 2010 an alle vier Jahre 
über die Entwicklung der Beschäftigung älterer 
Arbeitnehmer zu berichten und eine Einschätzung 
darüber abzugeben, ob die Anhebung der Regel-
altersgrenze unter Berücksichtigung der Entwick-
lung der Arbeitsmarktlage sowie der wirtschaftli-
chen und sozialen Situation älterer Arbeitnehmer 
weiterhin vertretbar erscheint und die getroffenen 
gesetzlichen Regelungen bestehen bleiben kön-
nen“ (§ 154, Abs. 4 SGB VI).
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Am Vorabend der Rente mit 67 – Erkenntnis-
stand und Erkenntnislücken zur Entwicklung 
der Erwerbschancen Älterer
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Die Bundesregierung hat kürzlich ihrem gesetzlichen Auftrag entsprechend einen ersten Bericht zur Lage der Älteren am Arbeitsmarkt 
vorgelegt, mit dem die Machbarkeit der Rente mit 67 belegt werden soll. Der Bericht betont zu Recht die in den letzten Jahren gestiegene 
Erwerbsbeteiligung Älterer, blendet aber derzeit schon beobachtbare Risiken beim Übergang von Erwerbstätigkeit in Rente weitgehend 
aus. Der vorliegende Beitrag skizziert ein komplexeres Bild von der Entwicklung der Alterserwerbstätigkeit und des Altersübergangs 
und benennt Forschungsfragen, die beantwortet werden müssen, um die Wirkungen der Rente mit 67 besser abschätzen zu können.
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Abschlägen vom Rentenanspruch belegt. 
Für die „Altersrente wegen Arbeitslosigkeit 
und nach Altersteilzeitarbeit“ wird gegen-
wärtig (2006 bis 2012) das frühestmögliche 
Renteneintrittsalter von 60 auf 63 Jahre an-
gehoben. Das abschlagsfreie Zugangsalter 
ist um fünf Jahre gestiegen, und für eine 
arbeitsmarktrelevante Rentenart hat sich 
das frühestmögliche Zugangsalter um drei 
Jahre erhöht, also um jeweils mehr als die 
zwei Jahre, um die es bei der Rente mit 67 
geht. Zudem vollzog bzw. vollzieht sich die 
aktuelle Anhebung schneller als es bei der 
Rente mit 67 geplant ist, nämlich inner-
halb von 15 Jahren (1997 bis 2012) statt in 
21 Jahren (2012 bis 2031). Nicht zuletzt: Der 
aktuelle Anhebungsprozess verteilt sich 
auf nur elf Kohorten (1937 bis 1947), der 
künftige dagegen auf 18 Kohorten (1947 bis 
1964). Die zurückliegenden Jahre waren 
also bereits stärker reformgeprägt als es 
für die Zukunft zu erwarten ist.

Aus den individuellen Reaktionen auf 
das veränderte institutionelle Umfeld, 
so die These des vorliegenden Beitrages, 
lässt sich ablesen, welche Entwicklungen 
bei der Anhebung der Altersgrenze für die 
Regelaltersrente auf 67 Jahre zu erwarten 
sind. Die „Rente mit 67“ wird also als eine 
graduelle Fortsetzung der bisherigen Re-
formen betrachtet. Die Übertragbarkeit 
der Erfahrungen aus den jüngst durch-
laufenen Rentenreformen ist jedoch durch 
zwei Aspekte eingeschränkt: Erstens ist 
gegenwärtig noch ein vorzeitiger, mit Ab-
schlägen behafteter Rentenzugang mög-
lich; die künftige Altersgrenzenanhebung 
wird auch die Möglichkeit zum vorzeiti-
gen Rentenzugang erheblich beschneiden. 
Diese Besonderheit der aktuellen Alters-
grenzenanhebung kommt aber dem An-
liegen entgegen, die „Mechanismen“ des 
Erwerbsaustritts und des Rentenbeginns 
zu analysieren, denn der Rentenbeginn 
lässt sich so eher als ein individueller und 
betrieblicher, nicht ausschließlich institu-
tionell determinierter Entscheidungspro-
zess verstehen. Zweitens steht ein jeweils 
unterschiedliches Alter zur Debatte (60 bis 
63 bzw. 65 bis 67), für das möglicherweise 
das individuelle Arbeitsvermögen grund-
sätzlich unterschiedlich zu bewerten ist. 
Jedoch war die gerontologische Forschung 
bislang nicht in der Lage, feste chronolo-
gische Altersgrenzen für eine Erwerbstä-
tigkeit zu identifizieren; sie hat lediglich 
die Kontextabhängigkeit hierfür betont.

Auch der Bericht der Bundesregierung 
zur Altersgrenzenanhebung stützt sich 

auf Veränderungen in der Alterserwerbs-
beteiligung in der jüngsten Vergangen-
heit. Allerdings geschieht dies nicht, um 
die Chancen und Grenzen der künftigen 
Entwicklung auszuloten, sondern um die 
Machbarkeit der Rente mit 67 zu betonen. 
Die Erreichbarkeit der Rente mit 67 aus 
Erwerbstätigkeit heraus, Probleme beim 
Altersübergang sowie Schwierigkeiten in 
der individuellen Alterssicherung werden 
beinahe gar nicht thematisiert. Wir argu-
mentieren in diesem Beitrag, dass für ein 
robustes Verständnis der „Rente mit 67“ 
der Blick auf die jüngst durchlaufenen Ent-
wicklungen durchaus aufschlussreich ist, 
zugleich aber nicht nur die Ursachen der 
steigenden Erwerbsquote, sondern auch 
die neuen und alten Probleme beim Al-
tersübergang einbezogen werden müssen. 

Wir beschreiben zunächst die Entwick-
lungen der Alterserwerbsbeteiligung im re-
formgeprägten Umfeld seit Mitte der 1990er 
Jahre (Abschnitt 2). Der anschließende 
Blick auf die aktuellen Entwicklungen in 
der Alterserwerbstätigkeit verdeutlicht alte 
und neue Problemfelder, die schon heute 
vorhanden sind und deren Schwierigkeiten 
sich verstärken werden, wenn der Druck 
auf eine weitergehende Verlängerung der 
Erwerbsphasen anhält (Abschnitt 3). An-
hand dieser Betrachtung wie auch anhand 
vorhandener Wissenslücken über die Zu-
sammenhänge zwischen Alterserwerbstä-
tigkeit und Renteneintritt zeigt sich ein For-
schungsbedarf, der befriedigt werden muss, 
um zu einem komplexen Verständnis der 
Wirkungen der Altersgrenzenanhebung zu 
gelangen, auf das sich eine empirisch infor-
mierte Politik stützen könnte (Abschnitt 4). 
Abschnitt 5 zieht ein Fazit.2

2
Methodische Anmerkun-
gen: Querschnitts- und 
Kohortenbetrachtung

Die zentralen Indikatoren zur Analyse der 
Alterserwerbstätigkeit, wie sie etwa vom 
Statistischen Bundesamt, der Deutschen 
Rentenversicherung oder von Eurostat be-
reitgestellt und auch von der Bundesregie-
rung in ihrem Bericht verwendet werden, 
sind die Alterserwerbsquote – der Anteil 
der Erwerbstätigen an der Bevölkerung 
zwischen 55 und unter 65 Jahren –, das 
durchschnittliche Rentenzugangsalter und 
das durchschnittliche Erwerbsaustrittsal-

ter. Alle drei Indikatoren beziehen sich in 
der Regel auf Kalenderjahre, deren Ver-
gleich eine Einschätzung der historischen 
Entwicklung erlauben soll. 

Diese Indikatoren hängen sachlich we-
niger zusammen als gemeinhin angenom-
men wird: Weder fallen Erwerbsaustritt und 
Renteneintritt notwendigerweise zeitlich 
zusammen, noch liegt der Erwerbsaustritt 
zwingend vor dem Renteneintritt. Die Al-
terserwerbsquote kann ansteigen, ohne dass 
sich das Erwerbsaustrittsalter ändert, indem 
etwa die Frauenerwerbstätigkeit im Alter 
steigt. Zunehmende Frauenerwerbstätigkeit 
konnte in der Vergangenheit sogar zu einem 
sinkenden Renteneintrittsalter führen, da 
für mehr Frauen die an Erwerbstätigkeit ge-
knüpfte, vorzeitig beziehbare, „Altersrente 
für Frauen“ zugänglich wurde. Tatsächlich 
entwickelten sich Alterserwerbsquote, Er-
werbsaustrittsalter und das Renteneintritts-
alter nicht gleich gerichtet: Während die 
Alterserwerbsquote in den Jahren bis ca. 
2003 stagnierte und danach deutlich an-
stieg, ist das Rentenzugangsalter bis 2006 
gestiegen und stagniert seitdem, und das 
durchschnittliche Erwerbsaustrittsalter 
stieg bis 2003, stagnierte dann und ist zu-
letzt sogar gesunken (Abbildung 1).

In diesem scheinbar widersprüchlichen 
Bild schlägt sich nicht nur nieder, dass der 
Erwerbsaustritt zum Teil von anderen Fak-
toren beeinflusst wird als der Rentenzu-
gang. Es wirkt sich auch ein prinzipieller 
Mangel von Querschnittsindikatoren aus, 
der nur selten explizit angesprochen wird, 
nämlich die unterschiedliche Besetzung 
der Kohorten, die in die Berechnung des 
Durchschnittswertes für ein Kalenderjahr 
eingehen. Beispielsweise geht zwischen 55 
und 64 Jahren die Erwerbsbeteiligung mit 
fortschreitendem Alter zurück. Wenn in 
einem Jahr die Gruppe der 55- bis unter 
65-Jährigen durch geburtenstarke Jahr-
gänge bei den 60- bis 64-Jährigen und 
geburtenschwache Jahrgänge bei den 55- 
bis 59-Jährigen gekennzeichnet ist, ist die 
durchschnittliche Erwerbsbeteiligung der 
55- bis 64-Jährigen niedriger als in einem 
anderen Jahr, in dem die Größe der Ge-

2 Grundlage der hier vorgestellten Ergebnisse ist der 
Altersübergangs-Monitor, ein internetbasiertes 
Berichtssystem zur Alterserwerbstätigkeit und zu 
Altersübergängen (http://www.iaq.uni-due.de/
auem-report/ ). Der Altersübergangs-Monitor 
wird seit 2003 von der Hans-Böckler-Stiftung und 
seit 2006 auch vom Forschungsnetzwerk Alters-
sicherung der Deutschen Rentenversicherung 
Bund gefördert. 
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burtskohorten genau anders herum verteilt 
ist, auch wenn sich am Erwerbsverhalten 
der Individuen nichts geändert hat. Mit 
anderen Worten: Die durchschnittliche 
Alterserwerbsbeteiligung in einer Alters-
spanne kann sich ändern, ohne dass sich 
das Erwerbsverhalten ändert. Ein Blick auf 
die demografische Struktur der relevanten 
Altersjahre zwischen 2001 und 2013 zeigt, 
dass es erhebliche Unregelmäßigkeiten in 
der Besetzung einzelner Jahrgänge gerade 
in diesem Zeitraum gibt: Im Jahr 2001 gab 
es mehr Personen zwischen 60 und unter 65 
Jahren als im Alter zwischen 55 und unter 
60 Jahren. 2007 sind beide Altersgruppen 
etwa gleich groß, und 2013 werden die 55- 
bis unter 60-Jährigen überwiegen (Abbil
dung 2).

Durch die „mikrodemografischen 
Verwerfungen“ sind die Querschnittsin-
dikatoren nicht „falsch“, aber sie lassen 

sich nicht ausschließlich als Ergebnis von 
individuellem Handeln und individuellen 
Entscheidungen – und folglich auch nicht 
als Reaktion auf ein geändertes institu-
tionelles Umfeld – deuten. Hierfür sind, 
wie wir weiter unten ausführen werden, 
Analysen einzelner Kohorten sehr viel ge-
eigneter, da sich dann die Kohortenstärke 
nicht mehr auswirkt.

3
Der Einstieg in die Verlän-
gerung der Erwerbsphase 
scheint geglückt … 

Trotz einer anhaltenden Ablehnung der 
Rente mit 67 3 gibt es schon seit Länge-
rem deutliche Anzeichen, dass sich viele 
Menschen auf eine längere Erwerbstätig-

keit und einen späteren Renteneintritt 
einstellen. So sank unter den 40-Jährigen 
(und älter) der Anteil jener, die damit rech-
neten, mit spätestens 60 Jahren aus dem 
Erwerbsleben auszuscheiden, von 1996 
bis 2002 von 50 auf 35 %. In diesem Zeit-
raum war allerdings keine Zunahme bei 
denjenigen zu beobachten, die erwarteten, 
später als mit 60 Jahren in den Ruhestand 
zu wechseln. Zugenommen hatte vor allem 
die Ungewissheit über das eigene Renten-
eintrittsalter (von 18 auf 32 %) (Engstler 
2004). Im Jahr 2008 gab knapp die Hälfte 
der Erwerbstätigen zwischen 55 und unter 
65 Jahren an, auch nach dem Renteneintritt 
noch erwerbstätig sein zu wollen (vgl. Do-
britz/Micheel 2010), wobei in dieser Um-
frage die Art und der Umfang der Beschäf-
tigung offen geblieben sind. Doch es sind 
nicht nur die individuellen Planungen zu 
Erwerbstätigkeit und Ruhestand, die sich 
geändert haben, sondern auch das beob-
achtbare Verhalten hat sich gewandelt. Der 
Einstieg in die Verlängerung der Erwerbs-
phase scheint geglückt, wie sich anhand 
unterschiedlicher Indikatoren zeigen lässt.

Das durchschnittliche Rentenzugangs
alter ist zwischen 1999 und 2008 um ein 
Jahr auf 63,2 Jahre gestiegen (Abbildung 1). 
Lag noch im Jahr 2000 das häufigste Zu-
gangsalter in Altersrenten bei 60 Jahren, so 
lag es 2008 bei 65 Jahren; für die Jahre 2009 
und 2010 ist zu erwarten, dass (bezogen auf 
ihren jeweiligen Anteil in der Bevölkerung) 
mehr 63-Jährige als 60-Jährige in Alters-
rente gehen. Der spätere Renteneintritt gilt 
also auch kohortenspezifisch und ist nicht 
allein durch die demografisch bedingte 
ungleiche Besetzung der Altersjahrgänge 
im Renteneintrittsalter verursacht (vgl. 
Brussig 2010e). 

Die „mikrodemografischen Ungleich-
gewichte“ haben aber bewirkt, dass bis 2004 
der Anstieg des Rentenzugangsalters über-
schätzt wurde, während die seit 2007 zu 
beobachtende Stagnation im Querschnitt 
den auf der Ebene von Geburtskohorten 
weiterhin zu verzeichnenden Aufschub des 
Rentenbeginns verdeckt. In den Jahren ab 
2009 ist sogar mit einem sinkenden durch-
schnittlichen Renteneintrittsalter zu rech-
nen, weil geburtenstarke Jahrgänge po-
tenzieller Frührentnerinnen und -rentner 

3 Im Sommer 2008 bewerteten in einer repräsen-
tativen Stichprobe der 55- bis unter 65-Jährigen 
in Deutschland zwei Drittel die Anhebung des 
Rentenalters als „schlecht“ bzw. „sehr schlecht“, 
vgl. Dobritz/Micheel 2010, S. 1.

Abb. 1: Alterserwerbsquote (55 bis unter 65 Jahre),
Rentenzugangsalter und Erwerbsaustrittsalter (2001 bis 2008) 
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Abb. 2: Altersstruktur der Bevölkerung zwischen 50
und unter 70 Jahren (2001, 2007 und 2013) 

Quelle: Brussig 2010d, basierend auf Mikrozensus, Deutsche Renten-
versicherung und Eurostat.
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nachrücken. Ein sinkendes Durchschnitts-
alter von Rentenzugangskohorten wäre 
deshalb nicht zwangsläufig ein Anzeichen 
für einen Trendbruch in den Bemühungen, 
den Rentenbeginn auf spätere Lebensjahre 
zu verschieben. Detaillierte Analysen des 
Zugangsalters bei einzelnen Rentenarten 
zeigen, dass der Anstieg des Zugangsalters 
in Übereinstimmung mit den durch die 
Rentenabschläge gesetzten Anreizen be-
gann (Büttner 2005). Im Bericht der Bun-
desregierung wird hervorgehoben, dass 
die Neurentnerinnen und -rentner mit 
65 Jahren zu wachsenden Anteilen direkt 
aus versicherungspflichtiger Beschäftigung 
kommen (BMAS 2010, S. 18): Waren im 
Jahr 2000 nur 9 % der Neurentnerinnen 
und -rentner mit 65 Jahren unmittelbar 
vor der Rente erwerbstätig, so waren es im 
Jahr 2009 schon 29 %. Dabei wird aber un-
terschlagen, dass im gleichen Zeitraum die 
Altersteilzeitbeschäftigung zugenommen 
hat und sehr viele die Altersteilzeit so ter-
miniert haben, dass sie abschlagsfrei – also 
mit 65 Jahren – in Rente wechselten, dank 
des Blockmodells der Altersteilzeit aber 
schon vorher aus aktiver Beschäftigung 
ausschieden und dennoch – da weiterhin 
Lohn- bzw. Gehaltsempfänger und nicht 
Rentenbezieher – als erwerbstätig galten. 

Die Erwerbstätigenquote der 55- bis un-
ter 65-Jährigen ist in den letzten zehn Jah-
ren erheblich gestiegen: von 38,0 % (2001) 
auf 53,8 % im Jahr 2008 (Abbildung 1). 
Entsprechend dem Messkonzept von Er-
werbstätigkeit sind hier alle Erwerbstätigen 
ohne eine Mindestgrenze – und deshalb 
u.a. auch erwerbstätige (Früh-)Rentner  
– enthalten. Bezogen auf den Ausgangs-
wert, entspricht dies einer Zunahme von 
nahezu 50 %. Auch hier wirken sich die 
„mikrodemografischen Ungleichgewich-
te“ aus. Ihr Effekt auf den Anstieg der 
Alterserwerbstätigenquote seit 2001 lässt 
sich berechnen, indem ermittelt wird, wie 
hoch die Alterserwerbstätigenquote ge-
wesen wäre, wenn die altersspezifischen 
Erwerbstätigenquoten des Jahres 2001 auf 
die demografische Struktur des Jahres 2007 
übertragen werden und anschließend die 
Erwerbsbeteiligung für die 55- bis unter 
65-Jährigen ermittelt wird. Die Alterser-
werbstätigenquote hätte dann bei 41,7 % 
gelegen, d.h. 3,7 Prozentpunkte oder etwa 
20 % des Anstiegs der Alterserwerbsbetei-
ligung gehen auf die – für diesen Indikator 
– „günstigere“ Altersstruktur zurück.

Das heißt aber auch, dass der Großteil 
des Anstiegs der Alterserwerbstätigenquo-

te auf ein verändertes Erwerbsverhalten 
zurückzuführen ist. Im Kohortenvergleich 
wird deutlich, dass sowohl die Alterser-
werbsbeteiligung gestiegen ist – in der 
Kohorte der 1949 Geborenen waren im 
Alter von 58 Jahren fast zwei Drittel noch 
erwerbstätig, während es in der Kohorte 
der 1939 Geborenen im gleichen Alter 
nicht einmal die Hälfte war – als auch die 
Erwerbsphasen sich auch Konjunkturzyk-
len übergreifend verlängert haben (Abbil
dung 3). Der altersbedingte Rückgang der 
Erwerbstätigenquote vollzieht sich in den 
später geborenen Kohorten langsamer als 
unter den früheren Kohorten. Dies ist be-
sonders auffällig für den Altersabschnitt 
zwischen 52 und 58 Jahren, bislang aber 
kaum ausgeprägt für den Abschnitt zwi-
schen 62 und 68 Jahren. Ermittelt man 
die Verlängerung des Erwerbslebens nicht 
wie Eurostat als „durchschnittliches Er-
werbsaustrittsalter pro Kalenderjahr“, 
sondern stattdessen  wie eine Überlebens-
rate,4 dann zeigt sich erstens, dass sich in 
kohortenspezifischer Betrachtung die Er-
werbsphasen erheblich verlängert haben 
und dass dies – zweitens – etwa 50 % des 
Anstiegs der Alterserwerbsquote zwischen 
2001 und 2008 von 38,0 auf 53,8 % (s.o.) 
ausmacht (vgl. Brussig 2010d). Weitere 
ca. 30 % sind auf die steigende Frauener-
werbsbeteiligung zurückzuführen.

Trotz anhaltender Differenzen in der 
Alterserwerbstätigenquote vollzog sich 
ihr Anstieg sowohl in West- als auch in 
Ostdeutschland, bei Männern und Frauen 
sowie auf allen Qualifikationsniveaus. Die 
Zunahme der Alterserwerbstätigenquote 
ist nicht auf Teilzeitarbeit und geringfügige 
Beschäftigung beschränkt (obwohl beides 
überproportional zugenommen hat), son-

dern umfasst auch vollzeitige bzw. sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigungs-
verhältnisse.

4
… doch alte Probleme 
bestehen fort, neue treten 
hinzu

Der Bericht der Bundesregierung zeichnet 
sein Bild von der Erwerbstätigkeit der Äl-
teren auf Grundlage der Erwerbstätigen-
quote und des Durchschnittsalters beim 
Renteneintritt. Dies ist unvollständig, 
solange die Qualität der Altersübergänge 
und der Beschäftigungsverhältnisse aus-
geblendet bleibt. In qualitativer Hinsicht 
bestehen nicht nur alte, seit Langem viru-
lente Probleme der Alterserwerbstätigkeit 
fort, vielmehr sind auch neue Probleme 
entstanden, die zu einem guten Teil die an-
haltenden Kontroversen um die „richtige“ 
Rentenaltersgrenze erklären.

Zu den alten, aber nach wie vor anhal-
tenden Problemen zählen hohe Arbeitsbe-
lastungen und ihre Folgen für die Beschäf-
tigungsfähigkeit. Über die individuellen 
Erwerbsverläufe hinweg ist eine hohe Kon-
stanz der Arbeitsbedingungen und mit-
hin für die Personen mit stark belastenden 
Arbeitsbedingungen eine lange Expositi-
onsdauer festzustellen. 89 % derjenigen, 
die 1995 „körperlich schwer gearbeitet“ 
haben, gaben dies auch 2001 an, sofern sie 

Abb. 3: Altersspezifische Erwerbstätigenquote
– ausgewählte Kohorten – 

Quelle: Brussig 2010d, e, basierend auf Mikrozensus 1991-1997 und 2001-2007.
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4 Berechnet wird der Rückgang der Erwerbsquote 
innerhalb einer Kohorte bis auf einen Wert von 
50 %, bezogen auf die Erwerbsquote, den diese 
Kohorte im Alter von 55 Jahren (den Beginn des 
Altersspektrums von 55 bis unter 65 Jahren) hatte.
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noch erwerbstätig waren. Unter denen, die 
1985 körperlich schwer gearbeitet haben, 
waren es 2001 immer noch 82 % (Werte 
für 1985 – 2001 nur für Westdeutschland) 
(Trischler/Kistler 2010, S. 37). Soweit man 
das auf Grundlage subjektiver Einschät-
zungen sagen kann – für die sich die Maß-
stäbe im Zeitverlauf geändert haben mögen 
–, haben sich die wahrgenommenen kör-
perlichen Arbeitsbedingungen in einem 
Zeitraum von ca. 20 Jahren (1985 – 2006) 
kaum geändert (ebd., S. 22), während die 
psychischen Belastungen gestiegen sind. 

Hohe Arbeitsbelastungen erschweren 
die Erwerbstätigkeit bis zum Rentenalter 
massiv und führen zu vorzeitigen Er-
werbsaustritten. Am deutlichsten drückt 
sich dies im Zugang zu Erwerbsminde-
rungsrenten aus. Es gibt einen klaren Zu-
sammenhang zwischen dem Belastungs-
grad von Berufen – dargestellt als von den 
Erwerbstätigen subjektiv wahrgenommene 
Belastung – und dem Anteil dieser Berufe 
an den Erwerbsminderungsrenten (z.B. 
Kistler et al. 2009, S. 13). Der Zugang in 
Erwerbsminderungsrenten wird aber nicht 
nur durch die individuelle gesundheitli-
che Konstitution ermöglicht, sondern 
auch durch institutionalisierte Verfahren 
gesteuert, die in ihren Wechselwirkungen 
bislang nicht detailliert untersucht worden 
sind.5 Der hohe Stellenwert der Instituti-
onalisierung von Erwerbsminderung ist 
beispielsweise daran sichtbar, dass trotz 
unverminderter Belastungsexposition die 
Zugänge in Erwerbsminderungsrenten seit 
der Reform von 2001 rückläufig sind (vgl. 
Brussig 2010e).

Arbeitsbelastungen können aber auch 
zur Aufgabe des bisher ausgeübten Berufes 
zwingen, selbst wenn damit nicht zwangs-
läufig die schärfste Konsequenz – die Er-
werbsunfähigkeit – verbunden ist. Dies lässt 
sich anhand der Tätigkeitsverteilung unter 
den Erwerbstätigen und ihrer Veränderung 
mit zunehmendem Alter gut nachvollzie-
hen (Brussig 2010a). Gerade in (qualifizier-
ten und unqualifizierten) manuellen Tä
tigkeiten ist eine vorzeitige Berufsaufgabe 
zu beobachten. Hierzu zählen neben den 
sprichwörtlichen Bauberufen auch viele 
Facharbeiterberufe aus dem industriellen 
Kern. Umgekehrt nimmt der Anteil unter 
den dann noch verbliebenen Erwerbstäti-
gen nicht nur bei Hochqualifizierten zu, 
sondern auch bei Personen in „einfachen 
Dienstleistungen“. Das bedeutet nicht, dass 
man in einfachen Dienstleistungen gut alt 
werden kann. Zu vermuten – wenngleich 

noch nicht auf der Grundlage individuel-
ler Längsschnittdaten nachgewiesen – ist, 
dass im Alter mehr Personen in „einfache 
Dienstleistungsberufe“ hineingeströmt als 
parallel ausgeschieden sind. Selbst wenn 
den Personen, die aus ihrer angestammten 
Tätigkeit ausgeschieden sind, eine weiter-
gehende Erwerbstätigkeit z.B. in einfachen 
Dienstleistungsberufen möglich ist, dürften 
die langjährig erworbenen Qualifikationen 
und Kompetenzen in den neuen, aus der 
Not heraus ergriffenen Tätigkeiten über-
wiegend nur unterwertig eingesetzt werden.

Ein weiteres seit Langem bestehendes 
Problem sind die schlechten Wiederbe-
schäftigungschancen älterer Arbeitsloser, 
was sich in ihrer langen Arbeitslosigkeits-
dauer und in niedrigen Einstellungsraten 
ausdrückt (Frosch 2007). Mit der Schlie-
ßung von arbeitslosigkeitsbedingten Früh-
verrentungsmöglichkeiten gewinnen die 
Einstellungschancen älterer Arbeitsuchen-
der an Bedeutung. Während „jüngere Äl-
tere“ (50 bis unter 55 Jahre) zwar schon 
unterdurchschnittliche Einstellungsra-
ten verzeichnen, die aber immerhin dem 
Konjunkturverlauf folgen, sind die Einstel-
lungsraten der „Älteren“ (60 bis 64 Jahre) 
nicht nur sehr niedrig, sondern waren zu-
mindest bis 2005 noch dazu von der Kon-
junktur abgekoppelt und anscheinend auf 
den „zweiten Arbeitsmarkt“ konzentriert 
(Brussig 2009). 

Zu den anhaltend schlechten Ein-
stellungschancen passt, dass sich an der 
schon vielfach konstatierten Ignoranz der 
betrieblichen Personalpolitik gegenüber 
dem demografischen Wandel auch in den 
letzten Jahren anscheinend wenig geändert 
hat (vgl. Bellmann et al. 2003; Bellmann et 
al. 2007; Kistler et al. 2010). Die Belegschaf-
ten sind zwar deutlich gealtert, doch die 
Bereitschaft zur Neueinstellung Älterer ist 
ebenso wie die Weiterbildungsbeteiligung 
niedrig, und Initiativen zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen sind rar. Wäh-
rend Betriebe und Belegschaften unter 
Zuhilfenahme einer dienstbaren Arbeits-
marktpolitik beim Vorruhestand zusam-
mengewirkt haben, ist eine positive Syn-
ergie nach dem arbeitsmarktpolitischen 
Paradigmenwechsel in Richtung auf län-
gere Erwerbstätigkeit offenbar noch nicht 
wieder erreicht. Überwiegend nehmen die 
Betriebe die Alterung ihrer Belegschaften 
passiv hin.

Darüber hinaus sind neue Probleme 
in der Alterserwerbstätigkeit entstanden, 
die zum Teil gerade durch die bereits re-

alisierte Heraufsetzung des Rentenalters 
ausgelöst wurden – und die kaum wahr-
genommen werden.

Die Erwerbslosigkeit am Ende des Er-
werbslebens verändert ihren Charakter. 
War Arbeitslosigkeit in den 1990er Jahren 
noch ein materiell gut gesicherter Weg 
in die Frühverrentung (Knuth / Kalina 
2002), so wird sie zunehmend Bestandteil 
eines prekären Altersübergangs. Alters-
erwerbslosigkeit ist in den letzten Jahren 
zunehmend zu einem Phänomen jenseits 
des 60. Lebensjahres geworden. In den 
1990er Jahren sind Erwerbslose mit dem 
60. Lebensjahr sehr oft in eine vorzeitig be-
ziehbare Altersrente gewechselt, was jetzt 
nicht mehr aufgrund von Arbeitslosigkeit 
möglich ist. Gleichzeitig hat sich durch 
die Hartz-Reformen die materielle Absi-
cherung gerade der älteren Arbeitslosen 
verschlechtert. Die auf Erwerbsintegration 
gerichtete aktivierende Arbeitsmarktpo-
litik geht an den Älteren in wesentlichen 
Teilen nach wie vor vorbei, vor allem bei 
den 60-Jährigen und Älteren. Bei alldem ist 
Arbeitslosigkeit einer der stärksten Treiber 
in die Frühverrentung geblieben, die nun 
aber wegen versäumter Beitragszahlungen 
und Rentenabschläge zu spürbar geringe-
ren Renten führt (vgl. Brussig 2010c).

Neuere Untersuchungen zeigen eine 
verbreitete Instabilität der Beschäftigung 
in der späten Erwerbsphase (vgl. Brussig 
2010b; Zähle et al. 2009) und brechen die 
noch immer dominante Vorstellung einer 
hohen Stabilität der beruflichen Position 
am Ende des Erwerbslebens – sei es in Be-
schäftigung oder in Arbeitslosigkeit – auf. 
In Verbindung mit berufsspezifischen Be-
schäftigungsstrukturen Älterer und dem 
hohen Stellenwert von geringfügiger, teil-
zeitiger und zusätzlicher (zum Bezug einer 
Altersrente oder anderen Transferleistung 
ausgeübter) Beschäftigung bei Älteren ver-
dichten sich die Indizien, dass ein wesentli-
cher Teil der Alterserwerbstätigkeit an den 
Rändern des Arbeitsmarktes stattfindet 
und die Verlängerung des Erwerbslebens 
auf der individuellen Ebene vielfach als ein 
schrittweiser Rückzug erfolgt. Dies würde 
aber auch bedeuten, dass am Ende des Er-

5 Im internationalen Vergleich wird deutlich, dass in 
Ländern mit „vorbildlich“ niedriger Arbeitslosig-
keit die Erwerbsminderungsrente (bzw. funktio-
nal vergleichbare Leistungen) erheblich stärker in 
Anspruch genommen wird und stärker als in der 
Bundesrepublik Deutschland als arbeitsmarktpoli-
tisches Ventil gehandhabt wird (vgl. Erlinghagen/
Knuth 2010).
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werbslebens zunehmend Einbußen in der 
Arbeitsqualität, in den Einkommen und 
in der sozialen Sicherung hingenommen 
werden. Vieles an den individuellen Er-
werbsverläufen der späten Erwerbsphase 
ist noch unbekannt, doch die subjektive 
Dimension – ob es sich beim schrittwei-
sen Rückzug um einen erzwungenen oder 
individuell angestrebten gleitenden Aus-
stieg aus dem Arbeitsleben handelt, etwa 
parallel zum anlaufenden Rentenbezug – 
ist bislang überhaupt nicht erforscht (vgl. 
dazu auch Abschnitt 5). Geht man aber 
einmal davon aus, dass Langzeitarbeits-
losigkeit am Ende des Erwerbslebens oder 
ein vorzeitiger Altersrentenbezug von min-
destens zwei Jahren einen problematischen 
Altersübergang anzeigen, dann wies mehr 
als ein Drittel der Neurentnerinnen und 
-rentner des Jahres 2009 einen derartigen 
Altersübergang auf (Abbildung 4).

Die steigenden Risiken beim Alters-
übergang wirken sich auf das Versor-
gungsniveau im Alter aus. Trotz des durch-
schnittlich steigenden Rentenzugangsalters 
haben sich Rentenabschläge wegen des 
vorzeitigen Rentenbezugs innerhalb kur-
zer Zeit verbreitet. Die Altersgrenzen für 
den abschlagsfreien Rentenzugang sind 
schneller gestiegen als viele ältere Erwerb-
spersonen in Form verlängerter Erwerbs-
biografien darauf reagieren konnten oder 
wollten. Gegenwärtig geht etwa die Hälfte 
der Altersrentnerinnen  und -rentner mit 
Abschlägen in die Rente; in Ostdeutsch-
land sind es bei den Frauen etwa drei 
Viertel (vgl. Brussig 2010c). Insbesondere 
Langzeitarbeitslose wechseln zum frü-
hestmöglichen Zeitpunkt in Altersrente, 
müssen somit massive Abschläge an ihrem 
Rentenanspruch hinnehmen und erreichen 
die geringsten durchschnittlichen Renten-
zahlbeträge (ebd.). Generell wird mit einer 
wachsenden Altersarmut gerechnet (vgl. 
Steiner/Geyer 2010; Wübbeke 2007), wobei 
offen ist, welche Rolle dabei die prekären 
Altersübergänge und welche Rolle unsteti-
ge Erwerbsverläufe insgesamt spielen.

5
Zusammenfassung und 
Ausblick

Bereits die zurückliegenden 15 Jahre waren 
durch Arbeitsmarkt- und Rentenreformen 
geprägt, die in ihrer Reichweite kaum hin-
ter der „Rente mit 67“ zurückstehen, son-

dern sie eher übertreffen. Es sind erhebli-
che Verhaltensänderungen zu verzeichnen, 
die sich durchaus in der beabsichtigten 
Richtung in einem Ausmaß bewegen, das 
zunächst kaum für möglich gehalten wur-
de. Gleichwohl hat ein erheblicher Teil der 
Beschäftigten Probleme, bis zum Erreichen 
des 65. Lebensjahres erwerbstätig zu sein, 
und ein weiterer Teil schafft dies nur in ge-
ringfügiger und teilzeitiger Beschäftigung.

Die Probleme, die Erwerbsphasen aus-
zudehnen, lassen sich zu zwei Komplexen 
zusammenfassen: Der eine Problemkreis 
betrifft die fehlende individuelle Leis-
tungsfähigkeit im Alter – wesentlich be-
dingt durch Gesundheitsprobleme –, die 
zu vorzeitiger Berufsaufgabe und dem Ab-
drängen in randständige Jobs oder Arbeits-
losigkeit (und trotzdem nur vergleichswei-
se selten in eine Erwerbsminderungsrente) 
führt. Der zweite Problemkreis betrifft 
die fehlende betriebliche Nachfrage, älte-
re Mitarbeiter neu einzustellen, was die 
Integration älterer Arbeitsloser erschwert 
und ebenfalls instabile Erwerbsverläufe am 
Ende des Erwerbslebens provoziert. 

Über die vielfältigen Forderungen 
an Gesetzgeber, Tarifpartner, Betriebe, 
Arbeitnehmer, aber beispielsweise auch 
gegenüber der öffentlichen Arbeitsver-
mittlung, sollte nicht aus dem Blick gera-
ten, dass die nun einsetzende Anhebung 
der Altersgrenze über das 65. Lebensjahr 

hinaus auch neue Anforderungen an die 
Beobachtung und Erklärung der Alters-
erwerbstätigkeit und des Übergangs von 
Erwerbstätigkeit in Rente stellt.

Über die bereits verfügbaren Informa-
tionen zur Alterserwerbstätigkeit, Beschäf-
tigungslosigkeit im Alter und zum Zugang 
in die Altersrente hinaus betrifft dies die 
Qualität der Beschäftigung, die am Ende 
des Erwerbslebens ausgeübt wird. Mit einer 
bloßen Differenzierung in versicherungs-
pflichtige und atypische Beschäftigung in 
ihren verschiedenen Formen wird es nicht 
getan sein. Wissensrelevant sind auch Ar-
beitszeiten und Einkommensverläufe so-
wie die Wahrnehmung von Arbeitsbelas-
tungen. Von zunehmendem Interesse wird 
die Überlagerung von Erwerbstätigkeit 
und Rentenbezug sowohl vor Erreichen der 
Regelaltersgrenze – wofür es Zuverdienst-
grenzen gibt – als auch nach dem Erreichen 
der Altersgrenze sein. Nahezu völlig unbe-
kannt sind Tätigkeitswechsel in der späten 
Erwerbsphase: Wie realistisch ist die Vor-
stellung, am Ende des Erwerbslebens aus 
hoch belastenden Tätigkeiten in weniger 
belastende Tätigkeiten zu wechseln, ohne 
dass dabei die individuellen Kompetenzen 
und Erfahrungen verfallen?

Der subjektiven Wahrnehmung des 
Alterübergangs wurde schon in den Ana-
lysen der 1980er und 90er Jahre zum Vor-
ruhestand relativ wenig Aufmerksamkeit 

Abb. 4: Übergangskonstellationen beim Zugang in Altersrente
– in % – 

Quelle: Brussig 2010c auf Grundlage des FDZ-RV SUF RTZN07XVSBB .
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geschenkt, in denen oftmals nur davon 
ausgegangen wurde, dass der Vorruhe-
stand von den Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern ebenso angestrebt wurde 
wie von den Betrieben. Doch in den ak-
tuellen Untersuchungen fehlt die subjek-
tive Dimension nahezu vollständig. Die 
vorhandenen Befragungen zum geplanten 
Renteneintrittsalter oder zur Vorstellung 
künftiger Erwerbstätigkeit im Rentenalter 
sind zwar aufschlussreich. Doch sicherlich 
von größerem Interesse ist ein Einblick in 
die subjektiven Abwägungen von Hand-
lungsalternativen, etwa zur Inkaufnahme 

von Rentenabschlägen, zur Fortführung, 
Beendigung und Wiederaufnahme von Er-
werbstätigkeit oder bei Tätigkeitswechseln. 
Möglicherweise klärt sich dann auch der 
offenkundige Widerspruch zwischen der 
langjährigen Konstanz der wahrgenom-
menen Arbeitsbelastungen einerseits und 
der signifikanten Verlängerung individuel-
ler Erwerbsphasen andererseits, wie er sich 
aus den aktuellen Studien ergibt.

Die angesprochenen Aspekte zu den 
Strukturen der Alterserwerbstätigkeit 
und von Altersübergängen sowie zu ihrer 
subjektiven Dimension sind auch deshalb 

unbekannt, weil erstens die zugrunde 
liegenden Forschungsfragen erst mit der 
Anhebung der Altersgrenzen relevant wer-
den. Zweitens lagen die dafür erforderli-
chen Daten lange nicht vor. Dies hat sich 
für die strukturellen Aspekte durch die 
Forschungsdatenzentren der Deutschen 
Rentenversicherung und des Instituts für 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) 
wesentlich verbessert, sodass in den kom-
menden Jahren substanzielle Erkenntnis-
gewinne zur Alterserwerbstätigkeit und zu 
Altersübergängen zu erwarten sind.
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